
Drei Fragen an den FVDZ-
Bundesvorsitzenden Harald Schrader
DFZ: Bundeskanzlerin Angela Merkel hat auf dem Verlegerkongress 
Publishers’ Summit in Berlin Daten als „Rohstoffe des 21. Jahrhun-
derts“ bezeichnet. Sie sagte: „Hier müssen wir jetzt aufpassen, dass 
der Datenschutz nicht die Oberhand über die wirtschaftliche Verar-
beitung gewinnt.“ Macht Ihnen eine solche Aussage Angst?

Schrader: Sicherlich hat die Kanzlerin Recht, 
wenn sie Daten als den Rohsto� des 21. Jahr-
hunderts bezeichnet. Angst macht es mir al-
lerdings in der Tat, wenn der Datenschutz mit 
dieser großzügigen Kanzlerinnen-Begrün-
dung hinter den wirtscha�lichen Interessen 
zurücktreten soll. Und ganz besonders dann, 
wenn es um die sensiblen Daten unserer Pati-
enten geht. Es ist kein Geheimnis, dass sich der 

deutsche Gesundheitsmarkt in den kommenden Jahren zu ei-
nem der größten Wachstumsmärkte entwickeln wird. Nicht um-
sonst scharren bereits jetzt in- und ausländische Finanzinves-
toren mit den Füßen, um an diesen Rohsto� zu gelangen. Wir 
haben schon immer den legalisierten Missbrauch für gefährli-
cher gehalten als die Gefahr durch illegale Hacker.

DFZ: Können Sie das bitte etwas konkretisieren?
Schrader: Wir haben es vor wenigen Tagen in der Anhörung vor 
dem Gesundheitsausschuss erlebt. Einerseits ist es doch bemer-
kenswert, dass die beteiligten Sachverständigen, die Verbands- 
und Standesvertreter sich große Sorgen machen um die techni-
sche Umsetzung, um die Sicherheit der Telematik-Infrastruktur, 
Parallelnetze ablehnen. Aber anderseits fragt keiner der Abge-
ordneten, was mit den gespeicherten Daten passiert. Wer sie be-
kommt, was damit gemacht wird und vielleicht in Zukun� wer-

den kann. Welchen Sinn macht es, wenn die AOK-Nordost die 
Anscha�ung eines digitalen Fitness-Armbandes �nanziell un-
terstützt? Vordergründig geht es um die Fitness der Versiche-
rungsmitglieder. Aber dahinter steckt doch viel mehr. Wenn ich 
als Versicherung die Daten auswerte, dann entsteht vor mir auf 
dem Computer der gläserne Versicherte. Und diese Daten sind 
für jeden Anbieter von medizinischen Dienstleistungen oder re-
zeptfreien Lifestyle-Produkten Gold wert. Abgesehen von der 
Möglichkeit, aktiv in den Lebenswandel des Versicherten mit 
Vorschri�en eingreifen zu können, indem ich ihm per SMS oder 
E-Mail sage, dass er sich mehr bewegen muss.

DFZ: Ist der Freie Verband Deutscher Zahnärzte aus diesem Grund 
gegen das E-Health-Gesetz?
Schrader: Um es einmal grundsätzlich zu sagen: Der Freie Ver-
band steht dem �ema E-Health und Telematik durchaus inte-
ressiert gegenüber. Wir fragen uns aber angesichts der ausufern-
den Kosten nach dem grundsätzlichen Nutzen. Wenn die Re-
gierung glaubt, die Akzeptanz in den Reihen der Zahnärzte mit 
Nutzungszwang und absurden Strafaktionen herbeiführen zu 
müssen, dann glaubt man doch o�enbar selbst nicht an den ech-
ten Nutzen für Patienten und Ärzte. Möglichweise denkt man 
ja eher an den Ausbau von Kontroll- und Überwachungsstruk-
turen. Aus diesem Grund haben wir auch auf der Hauptver-
sammlung beschlossen, dass wir die im E-Health-Gesetz vor-
gesehene Verp�ichtung zur Nutzung der Telematikinfrastruk-
tur ablehnen und die Bundesregierung au�ordern, die veran-
kerten Sanktionsmechanismen ersatzlos zu streichen.
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über gesicherte E-Mails mit dem Arzt zu kommunizieren.
▶ Die Datensicherheit war ein weiterer zentraler Kritikpunkt in 

der Anhörung. Kai-Uwe Ste�ens vom Arbeitskreis Vorrats-
datenspeicherung sagte, dass das gesamte eGK- und Telema-
tikprojekt auf der Annahme beruhe, dass die Anwendungen 
und die Zahl der Nutzer zunehme, „sonst ergibt es ökono-
misch keinen Sinn“. Man werde deshalb „damit rechnen müs-
sen, dass die Selbstbestimmung der Patienten durch monetä-
re Anreize, oder auch Sanktionen, unterlaufen wird“. Besser 
als die bisher geplante Komplettvernetzung durch Telematik 
sei die Entwicklung von Punkt-zu-Punkt-Kommunikationen. 
„Modelle dafür gibt es ja auch bereits“, sagte Ste�ens. Auch 
der Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV) mahnte 
Verbesserungen beim Datenschutz an.

▶ Die Hamburger Allgemeinärztin Dr. Silke Lüder, Spreche-
rin der Initiative „Stoppt die E-Card“, erklärte: „Dieses Pro-
jekt gleicht einem Flugzeug, das man ohne Kurs und Ziel 
starten lässt.“ Nicht nur die Patienten, sondern auch die Ärz-
te seien bei den Planungen des Gesetzes außen vor gelassen 

worden. „Es gibt nur Zwangsmaßnahmen, das ist wenig 
überzeugend“, kritisierte sie.

▶ Der Deutsche P�egerat (DPR) forderte eine stärkere Einbin-
dung auch der nichtärztlichen Gesundheitsberufe, wie bei-
spielsweise der P�egefachkrä�e und Physiotherapeuten. „Was 
wir brauchen, ist die Lesefunktion und die Schreibfunktion“, 
erklärte DPR-Präsident Andreas Westerfellhaus. Im Interes-
se der Patienten müsse der P�egebericht über P�egediagno-
sen und P�egemaßnahmen auch elektronisch schnell und si-
cher zur Verfügung gestellt werden können. Ähnlich sieht es 
die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen: In ih-
rem Antrag (18/6068) sprechen sie sich für die Ausdehnung 
der Telematikinfrastruktur auf andere Gesundheitsberufe, 
wie etwa die P�ege, aus.

▶ Als einzige Partei bleibt die Fraktion Die Linke bei ihrer strik-
ten Ablehnung des Telematikprojekts. In ihrem Antrag 
(18/3574) fordert sie, die Gesundheitskarte zu stoppen und 
stattdessen ,,patientenorientierte Alternativen“ zu entwickeln.
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